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� Wiederherstellung der Bewohnbarkeit nach 
voreiligen Sanierungsarbeiten 

– AG Köln, Beschluss vom 7. Mai 2020: 

� Verwalterpflichten hinsichtlich erforderlicher 
Sanierungsmaßnahmen 

– BGH, Beschluss vom 21. November 2019, Az.: V ZR 101/19 
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� Wiederherstellung der Bewohn-
barkeit nach voreiligen Sanie-
rungsarbeiten
 
AG Köln, Beschluss vom 7. Mai 2020:  

 
Tätigt der Vermieter Sanierungsarbeiten in einer 
noch bewohnten Wohnung zu voreilig, haben Mie-
ter der Wohnung Anspruch auf Wiederherstellung 
der Bewohnbarkeit. 

Im vorliegenden Fall begehren die An-
tragssteller – ein Paar, welches im Kölner Stadtteil 
Ehrendorf eine Dachgeschosswohnung angemie-
tet hat – in einem vom Amtsgericht Köln zu ent-
scheidenden einstweiligen Verfügungsverfahren 
die Rückgängigmachung von übereilten Sanie-
rungsmaßnahmen durch die Vermieterin. Am 6. Ja-
nuar 2020 kamen die Mieter aus einem mehrtäti-
gen Urlaub zurück und fanden ihre Wohnung, eige-
nen Angaben zufolge, als „Trümmerfeld“ vor. Die 
Vermieterin habe während ihrer Abwesenheit das 
Dach und sämtliche Innenwände der noch be-
wohnten Wohnung abreisen lassen. Die Möbel 
seien unter dem Schutt begraben gewesen und 
auch sämtliche Fenster seien ausgebaut worden. 
Nach Aussage der Vermieterin sei dies abgespro-
chen gewesen. Sie habe sowohl die Mieter als 
auch deren Nachbarn im Mehrfamilienhaus über 
die Arbeiten zuvor in Kenntnis gesetzt. Dem ent-
gegnen die Mieter der betreffenden Dachge-
schosswohnung, dass sie den Baumaßnahmen 
nicht zugestimmt hätten und die Wohnung auf-
grund noch bestehender Unklarheiten noch nicht 
geräumt gehabt hätten.  

Nun gab das Gericht dem Antrag der 
Mieter statt und entschied, dass die Vermieterin 
die Bewohnbarkeit der Wohnung wiederherzustel-
len hat. Vor allem die Decke, die Außenwände ein-
schließlich der Fenster sowie die Innenwände 
müssten von der Vermieterin wieder errichtet wer-
den. Die Entscheidung begründete das Amtsge-
richt damit, dass die Vermieterin eigenmächtig ge-
handelt und dadurch den Besitzschutz der Mieter 
verletzt habe. Laut dem vorsitzenden Richter 

bringe der Mieter durch das Abschließen der Woh-
nung zum Ausdruck, dass es nicht seinem Willen 
entspricht, wenn ein Dritter in seine Wohnung ein-
dringt. In Anbetracht dessen sei die zwischen den 
Parteien umstrittene mündliche Absprache hin-
sichtlich der Baumaßnahmen weniger entschei-
dend. Vielmehr liege der Tatbestand der verbote-
nen Eigenmacht auch dann vor, wenn die Mieter 
die mit der Vermieterin getroffenen Vereinbarun-
gen nicht eingehalten hätten. Selbst ein solcher 
Umstand rechtfertige nicht die verbotene Eigen-
macht der Vermieterin. Somit sei nach Ansicht des 
Amtsgerichts allein die Tatsache entscheidend, 
dass die Wohnungseingangstür im maßgeblichen 
Zeitpunkt abgeschlossen war. 

Darüber hinaus hat das Amtsgericht 
Köln entschieden, dass die Vermieterin die Woh-
nung nicht anderweitig weitervermieten darf. Dies 
hatte die Vermieterin jedoch getan. Sie vermietete 
die Wohnung an neue Mieter, die ihr einen Baukos-
tenvorschuss in Höhe von EUR 20.000 zu zahlen 
bereit waren, welchen sie anschließend abwohnen 
sollten. Vor dem Hintergrund der oben bezeichne-
ten Sachlage erklärte das Gericht die Weiterver-
mietung jedoch für unzulässig und gab damit dem 
Antrag des Mieter-Anwalts statt. 

 
Fazit:  
Die Entscheidung stellt klar, dass es für die Beja-
hung verbotener Eigenmacht genügt, dass eine 
noch bewohnte Wohnung abgeschlossen ist und 
sich der Vermieter ohne den Willen der Mieter Zu-
tritt hierzu verschafft. Aus diesem Grund ist es 
zweitrangig, ob die infolgedessen getätigten Bau-
maßnahmen auch tatsächlich abgesprochen wa-
ren. Rechtskräftig ist die Entscheidung des Amts-
gerichts Köln noch nicht. Es bleibt daher abzuwar-
ten, wie die Parteien weiter verfahren werden. 
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� Verwalterpflichten hinsichtlich 
erforderlicher Sanierungsmaß-
nahmen
 
BGH, Beschluss vom 21. November 2019, Az.: V ZR 
101/19 
 
Der BGH hat die Pflichten eines Verwalters im Hin-
blick auf die Bausubstanz einer WEG weiter kon-
kretisiert. Es ist danach die Pflicht des Verwalters, 
Anzeichen von Schäden am Gemeinschaftseigen-
tum nachzugehen, die WEG darüber zu unterrich-
ten und wenn nötig, auf erforderliche Sanierungs-
maßnahmen hinzuwirken. 

Im vorliegenden Fall machen die Woh-
nungseigentümer einer aus 334 Wohnungen be-
stehenden und in den 1960er-Jahren errichteten 
Wohnlage gegenüber der ehemaligen Verwalterin 
der Wohnungseigentümergemeinschaft Scha-
densersatzansprüche wegen ungenügender Sanie-
rungsarbeiten geltend. Bereits im Jahr 2000 be-
auftragte die Verwalterin ein Sachverständigen-
büro mit der Begutachtung der Balkone. Im Zuge 
der Begutachtung wurden an mehreren Stellen Be-
tonabplatzungen festgestellt, worunter die Sicher-
heit der Brüstung litt. Dies wurde im Jahr 2001 in 
einer Eigentümerversammlung thematisiert und 
eine einfache Betonsanierung für ausreichend er-
klärt. Bis 2010 wurden, in Folge zahlreicher Scha-
densmeldungen, immer wieder einfache Sanie-
rungsarbeiten vorgenommen, ohne dass dies in 
den Eigentümerversammlungen besprochen 
wurde. Auch im Jahr 2004, als eine Eigentümerin 
die Verwalterin darüber informierte, dass an eini-
gen Balkonen Betonbrocken heruntergefallen wa-
ren, wurde keine umfangreiche Gesamtsanierung 
angedacht. Aus diesem Grund verlangen die Ei-
gentümer von der inzwischen abberufenen Verwal-
terin Schadensersatz in Höhe von 
EUR 219.000,00. 

Nach dem die Vorinstanzen die Klage 
abgewiesen hatten, gab der BGH nun den Woh-
nungseigentümern recht und entschied, dass die 
Verwalterin durchaus gegen die ihr obliegenden 
Pflichten verstoßen hat. Entgegen der Beurteilung 
der Vorinstanzen sei laut BGH nicht entscheidend, 

ob die Verwalterin und die Wohnungseigentümer 
hinsichtlich des Zustands der Balkonanlagen den 
gleichen Kenntnisstand gehabt haben. Selbst 
dann, wenn die Eigentümergemeinschaft den man-
gelhaften Zustand kannte oder zumindest für mög-
lich hielt und selbst, wenn aus den Wirtschafsplä-
nen und Jahresabrechnungen die von 2003 bis 
2010 getätigten Instandsetzungsarbeiten hervor-
gehen, so sei es letztendlich die Pflicht der Verwal-
terin zu prüfen, ob tatsächlich ein Mangel gegeben 
ist und wie dieser beseitigt werden kann. Anschlie-
ßend habe die Verwalterin die Eigentümerver-
sammlung über die gewonnenen Erkenntnisse 
stets zu informieren und eine sachgerechte Be-
schlussfassung vorzubereiten.  

Nach Ansicht des BGH sei für die Beja-
hung des Pflichtenverstoß auch nicht zwingend 
maßgeblich, ob das im Jahr 2001 erstellte Gutach-
ten eine umfassende Sanierung der Balkone emp-
fohlen hat. Vor allem komme es darauf an, ob die 
Verwalterin zumindest aufgrund der Häufigkeit 
und des Umfangs der aufgetretenen Schäden er-
kennen musste, dass die Ursache dafür tiefgrei-
fend und eine Gesamtsanierung erforderlich ist. 
Diesbezüglich betont der BGH, dass die Verwalte-
rin bereits den Verdacht beträchtlicher Mängel am 
WEG-Eigentum der Eigentümerversammlung mel-
den und auf eine genauere Untersuchung der 
Schadensursache hinwirken müsse. Diese Pflicht-
verletzung wäre laut BGH auch kausal für den 
Schadenseintritt, denn bei einem Verstoß des Ver-
walters gegen seine Überwachungs-, Kontroll- und 
Unterrichtungspflichten bezüglich des Gemein-
schaftseigentums, wird dessen Kausalität wider-
leglich vermutet. Diese Vermutung konnte die Ver-
walterin nicht widerlegen. 
 
Fazit:  
Die Eigentümer dürfen darauf vertrauen, dass der 
WEG-Verwalter die Mangelüberprüfung vornimmt, 
sie informiert und eine entsprechende Beschluss-
fassung der Eigentümerversammlung vorbereitet. 
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